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Sören Bartol (SPD):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade in
Großstädten wie Berlin sehen wir immer wieder Men-
schen, die augenscheinlich kein Zuhause haben: Leute,
die nach Kleingeld fragen, eine Straßenzeitung verkau-
fen, in Notquartieren übernachten oder gar ohne jedes
Obdach sind. Das ist der für uns alle sichtbare Teil des
Problems der Wohnungslosigkeit. Er ist zwar sichtbar,
aber statistisch nicht leicht zu erfassen; darauf komme
ich noch zu sprechen.

Wohnungslosigkeit betrifft noch viel mehr Menschen,
die aber im Alltag unsichtbar bleiben. Dabei handelt es
sich um solche, die bei Freunden oder Verwandten über-
nachten, in selbstbezahlten Billigpensionen wohnen oder
in Unterkünften verschiedenster Träger untergebracht
sind.

Etwas weiter gedacht, muss man in diesem Zusam-
menhang auch die Menschen betrachten, die konkret
vom Verlust ihrer Wohnung bedroht sind, weil zum Bei-
spiel ihr Vermieter oder ihre Vermieterin versucht, sie
herauszuklagen. Es müssen auch die Menschen Beach-
tung finden, die unter unzumutbaren Umständen leben:
in viel zu kleinen Wohnungen mit viel zu vielen Perso-
nen oder aber zu Mieten, die ihre finanziellen Verhält-
nisse bei weitem übersteigen. Diese Menschen haben
keine angemessene Wohnung, finden aber offensichtlich
keine bessere, die für sie infrage kommt.

Es gibt viele verschiedene Gründe, eine Wohnung zu
verlieren bzw. keine angemessene Bleibe zu finden. Das
reicht von finanziellen Ursachen bis hin zum grundsätz-
lichen Unvermögen, sich um sich selbst zu kümmern, sei
es aufgrund von Krankheit, Sucht oder traumatischen
Ereignissen wie Arbeitsplatzverlust, Trennung oder Tod
von Angehörigen.

Mit dieser Aufzählung habe ich versucht, die Viel-
schichtigkeit des Themas Wohnungslosigkeit zu ver-
deutlichen. In Deutschland gab es 2008 ungefähr
230 000 Wohnungslose und circa 100 000 von Woh-
nungslosigkeit Bedrohte, zusammen also, wie es heißt,
etwa 330 000 Wohnungsnotfälle. Dies sind Schätzungen
der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe;
denn eine offizielle Statistik gibt es in der Tat nicht. Das
hat die Linksfraktion gut erkannt.

Auch die SPD-Bundestagsfraktion hat das erkannt,
und zwar schon 1993. Damals hat die SPD im Bauaus-
schuss eine bundesweite Statistik über Wohnungslosig-
keit gefordert. Dieses Anliegen wurde vom Ausschuss
sogar in einen gemeinsamen Antrag übernommen, der
auch im Plenum verabschiedet wurde. Daraufhin hat die
Bundesregierung beim Statistischen Bundesamt eine
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben. Diese lag im
Jahr 1998 vor. Daraufhin hat sich der Bauausschuss er-
neut mit der Thematik befasst. Letztlich wurden die Er-
gebnisse der Machbarkeitsstudie einem Praxistest durch
das nordrhein-westfälische Landesamt für Statistik un-
terzogen. Das geschah bis 2002.

Es hat sich gezeigt, dass es viele methodische
Schwierigkeiten gibt, wenn man versucht, möglichst alle

Wohnungsnotfälle statistisch zu erfassen. Um nur ein
Problem zu erwähnen, das ich schon zu Beginn an-
sprach: Die Erfassung von auf der Straße lebenden Woh-
nungslosen, die vielleicht nicht einmal Hilfe in An-
spruch nehmen, ist wohl nicht sauber möglich. Das hat
auch die Machbarkeitsstudie des Statistischen Bundes-
amtes gezeigt. Deshalb wurde diese Gruppe bei einer
NRW-Folgestudie von 2002 von vornherein von der Be-
trachtung ausgenommen. Das ist problematisch; denn die
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe schätzt,
dass jeder zehnte Wohnungslose ohne jegliche Unter-
kunft ist; Angaben aus Berlin sind noch viel höher. Wir
sprechen also über eine signifikante Gruppe, deren ganz
spezielle und signifikante Probleme wir nicht aus den
Augen verlieren dürfen, wenn es einmal eine bundes-
weite Statistik geben sollte, in der sie dann möglicher-
weise gar nicht auftauchen.

Gefordert wird eine Bundesstatistik über Wohnungs-
losigkeit. Zuständig für soziale Wohnraumförderung
sind seit der Föderalismusreform allerdings die Länder.
Mindestens ebenso wichtig, um Wohnungslosigkeit zu
verhindern oder zu beenden, sind konkrete Hilfs- und
Beratungsangebote für Menschen in schwierigen Le-
benslagen. Diese Angebote zur Verfügung zu stellen, ist
wiederum hauptsächlich eine Aufgabe der Kommunen.

Bleibt also die Frage, ob eine Bundesstatistik für die
Bekämpfung von Wohnungslosigkeit wirklich hilfreich
ist, wenn die eigentliche Zuständigkeit bei Ländern,
Städten und Gemeinden liegt. Vielleicht ist eine regio-
nale Sozialberichterstattung ja eine viel bessere Grund-
lage, zumal Bundesländer und Kommunen ganz unter-
schiedliche Systematiken haben, die erst einmal in einen
einheitlichen methodischen Rahmen gebracht werden
müssten.

Es gibt zu viele Menschen ohne Wohnung und zu
viele Menschen, die von Wohnungslosigkeit bedroht
sind; das steht außer Frage. Daran ändert auch die wirk-
lich gute Entwicklung der letzten zehn Jahre nichts. Die
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe geht
davon aus, dass sich dieser langjährig positive Trend ge-
rade wieder umkehrt, das Problem also wieder drängen-
der wird.

Es ist daher durchaus nachvollziehbar, eine Statistik
zu fordern. Ich habe trotz aller eben aufgezählten
Schwierigkeiten auch große Sympathien dafür. Gerade
deshalb � das muss ich an dieser Stelle deutlich sagen �
finde ich es so ärgerlich, dass sich die Linksfraktion bei
diesem Thema jetzt so halsstarrig verhält. Denn sie beer-
digt diesen Antrag � das muss man so deutlich sagen �
heute ohne Not. Es wäre erheblich glaubwürdiger gewe-
sen, wenn Sie unserem Vorschlag gefolgt wären und die
Beratung Ihres Antrags einfach verschoben hätten.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP)

Selbst die CDU/CSU-Fraktion ist Ihnen entgegenge-
kommen und hat im Ausschuss Gesprächsbereitschaft si-
gnalisiert. Aber Sie peitschen diesen Antrag heute lieber
durchs Parlament, ohne auf die Chancen zu achten, die
Sie damit in meinen Augen völlig zerstören! Es besteht
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noch Beratungs- und Informationsbedarf, bevor ich mich
und bevor sich meine Fraktion eindeutig für eine Bun-
desstatistik aussprechen kann. Das geht auch anderen
Kollegen im Ausschuss so. Hat sich die Datenlage seit
der letzten Machbarkeitsstudie geändert? Gibt es viel-
leicht neue methodische oder technische Möglichkeiten?
Welche aktuellen Erkenntnisse haben eigentlich Soziolo-
gie und Sozialarbeit? All diesen Fragen konnten wir jetzt
nicht mehr nachgehen, da Sie einer Vertagung leider
nicht zugestimmt haben. In meinen Augen haben Sie der
Sache einen echten Bärendienst erwiesen. Ich hoffe, dass
wir trotzdem bald erneut über das Thema Wohnungslo-
sigkeit sprechen können � dann aber in der angemesse-
nen Gründlichkeit und ohne künstlichen Termindruck.

Eines muss ich noch sagen, um nicht nur der Links-
partei etwas mit auf den Weg zu geben. Erlauben Sie mir
deshalb abschließend noch ein Wort zur Bundesregie-
rung. Schwarz-Gelb hat nämlich vor, den Schutz von
Mietern zu senken. So sollen die Kündigungsfristen für
Vermieter und Mieter �einheitlich� sein; das ist ein Zitat
aus dem Koalitionsvertrag von 2009. Das bedeutet die
Gleichberechtigung von ungleichen Partnern. Gerade
diejenigen Mieter, die nicht gut aufgestellt sind � sei es
finanziell oder von ihrer Fähigkeit her, sich um sich
selbst zu kümmern �, brauchen Schutz. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unser aktuelles Mietrecht hat sich bewährt; es hat zu
einem insgesamt sehr ausgeglichenen Wohnungsmarkt
geführt. Ich finde, daran sollten wir nicht rütteln � im In-
teresse von Menschen, die sonst Gefahr laufen, woh-
nungslos zu werden, aber auch im Interesse von anderen
Mietern, die einfach in Ruhe leben möchten, also ohne
die ständige Bedrohung, in einem Vierteljahr umziehen
zu müssen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche
Ihnen noch einen schönen Abend.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Erst einmal noch einen schönen Abend hier im Ple-
num! Nicht dass jetzt alle gehen!

Ich gebe das Wort der Kollegin Petra Müller für die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Petra Müller (Aachen) (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Für Sie und für mich gehört es zu den Selbstverständ-
lichkeiten, ein Dach über dem Kopf zu haben � ein
Dach, das uns nicht nur vor Regen und Wetter schützt,
sondern das auch Geborgenheit, Rückzugsmöglichkeit
und Privatheit bedeutet. Es gibt jedoch genügend Men-
schen in diesem Land, die über keine Wohnung verfü-
gen. Sie können nicht so nach Hause gehen wie wir alle.

Sie können auch nicht die Tür hinter sich schließen, son-
dern führen meist Tag für Tag einen anonymen Überle-
benskampf.

Die Linke fordert jetzt eine Bundesstatistik. �Woh-
nungslosigkeit stellt einen erheblichen, nicht hinnehm-
baren Makel in einer wohlhabenden, auf sozialen Aus-
gleich bedachten Gesellschaft dar�, so heißt es in ihrem
Antrag.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben recht, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen.
Sie haben auch recht, dass dieser Makel beseitigt gehört.
Jeder Bürger, jede Bürgerin ohne eine Wohnung, ohne
ein Zuhause, ist eine oder einer zu viel. Selbst wenn die
Wohnungslosigkeit im vergangenen Jahrzehnt � Kollege
Bartol hat es ausgeführt � gesunken ist, so ist die gesell-
schaftliche Aufgabe doch bestehen geblieben. So weit
zur Einigkeit auf allen Seiten.

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Linken,
machen es sich aber zu einfach. Erst kürzlich, am Tag
der Wohnungslosen, am 23. September � ich war übri-
gens nicht eingeladen, Frau Kollegin Bluhm �, verteilte
Kollegin Lötzsch in Berlin mit der Gießkanne Steuergel-
der für jedermann.

(Iris Gleicke [SPD]: Wie hat sie das denn ge-
macht?)

Ob Energiewirtschaft, ob Herr Sarrazin, unsere Soldatin-
nen und Soldaten im UN-Einsatz, ob der Außenminister
persönlich, indem er ein paar Infobroschüren weniger
drucken lässt � alle sollen zahlen, der Sozialstaat wird es
schon richten. Wohltätigkeit kann aber nicht so einfach
sein, jedenfalls nicht, wenn man Regierungsverantwor-
tung trägt.

Das Problem ist viel komplexer und viel ernster. Wir
Liberale sagen: Der Sozialstaat soll niemanden alleine
lassen, der in Not geraten ist. Es ist unsere ethische
Pflicht und moralische Verantwortung, Notanker zu sein
für alle, die sich selbst nicht mehr helfen können. Ja, wir
tun das mit dem gesamten Spektrum des sozialstaatli-
chen Leistungspakets, mit konkreter öffentlicher Für-
sorge. Nein, wir tun das nicht mit einer Statistik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

� Danke schön. Nein, ich glaube nicht, dass ein Zahlen-
werk hilft, mehr Menschen Obdach zu geben. Im Gegen-
teil: Die Machbarkeitsstudie und der Praxistest in NRW
� der Kollege hat es eben ausgeführt � haben gezeigt,
dass erstens nur eine Teilerfassung von Wohnungslosen
möglich ist und zweitens der bürokratische Aufwand
und die Kosten dafür absolut zu hoch sind.

Wir dürfen das Problem nicht bürokratisch behan-
deln, sondern wir müssen es an der Wurzel packen. Ja,
der Weg aus der Wohnungslosigkeit geht über Chancen-
gerechtigkeit, die Chance, selbst wieder auf eigenen Fü-
ßen zu stehen und in den Arbeitsmarkt zu kommen. Ja,
der Weg aus der Wohnungslosigkeit geht über einen aus-
geglichenen Wohnungsmarkt und nicht über massive


